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An den 

Herrn Präsidenten 
des Nationalrates 
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w e n 

1982 02 08 

l60flA 8 

1982 -02~ , 1 
zu f61'1 IJ 

Auf die Anfrage der Abgeordneten Dr. Feurstein und Genossen vom 

15. Dezember 1981, Nr. 1614/J, beehre ich mich mitzuteilen: 

Zunächst muß festgehalten werden, daß meine Beantwortung auf die Anfrage 

vom 9. Oktober 1981, Nr. 1429/J. weder unvollständig noch ausweichend war; 

die Unterstellung einer dilatorischen Behandlung ~uß ich daher auf das 

entschiedenste zurUckweisen. Es trifft auch nicht zu, daß es des "hart­

näcki gen Drängens der OVP" bedurft hätte, daß gewi sse Forderungen gegen 

Ing. Otto Schweitzer geltend gemacht worden sind. Mir ist eine solche 

Initiative jedenfalls nicht bekannt; der erwähnte zivilrechtliehe Schritt, 

von dem ich schon in der vorangegangenen Anfragebeantwortung zur Nr. 1429/J 

vom 7. Dezember 1981 Mitteilung gemacht habe. ist vielmehr im Einvernehmen 

zwischen Bund und Stadt Wien unternommen worden. HiefUr hat SiCh eine 

besondere Möglichkeit ergeben. nachdem sich im iaufenden Strafverfahren 

eindeutige Anhaltspunkte auf ein Bankkonto im Ausland ergeben haben; auf 

solche Weise konnte verhindert werden, daß Dritte Uber dieses bekannt­

gewordene ausländische Bankkonto VerfUgungen treffen. 
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Entgegen der in der neuerlichen Anfrage geübten Kritik bin ich nach wie 

vor der Auffassung, daß die zivilrechtlichen Ansprüche nicht ungeachtet 

der noch laufenden strafrechtlichen Verfahren geltend zu machen sind. 

Dieser Standpunkt ist von der Finanzprokuratur empfohlen und unverändert 

mit der Stadt Wien und der Allgemeinen Krankenhaus Wien, Planungs- und 

Errichtungs-Ges.m.b.H., abgestimmt. Ich bin aber durchaus nicht der von 

der Anfrage unterstellten Meinung, daß die Bindungswirkung des § 268 ZPO 

ein Hindernis für die Entscheidungsmöglichkeit des Zivilgerichtes darstellt, 

sodaß auf meiner Sei te durchaus kein diesbezügl icher Irrtum vorl iegt. Die 

Entscheidung, ob und in welchem Umfang vor rechtskräftigem Abschluß des Straf­

verfahrens zivilrechtliche Schritte eingeleitet werden, wird erst nach Vor­

liegen der schriftlichen Urteilsausfertigung des Landesgerichtes für Straf­

sachen Wien im Verfahren gegen Dipl.lng. Winter u.a. erfolgen. Eine Verzögerung 

bei der Einbringlichmachung von Schadensbeträgen tritt dadurch nicht ein. 

Weiters wirft die Anfrage zu Unrecht Inkonsequenz vor, mit der Begründung, daß 

zwar gegen 1ng. Otto Schweitzer, nicht aber auch gegen Dipl .lng. Winter eine 

Zivilrechtsklage eingebracht worden se;. Be; diesem Vorwurf wird übersehen, daß 

im Falle Schweitzer ein Konto bei einem ausländischen Bankinstitut bekanntge­

worden ist und größte Dringlichkeit geboten war, um, wie schon erwähnt, einen 

Zugriff auf diesen Vermägenswert zu verhindern. Eine solche Möglichkeit war 

im Falle Dipl .Ing.Winter bisher nicht gegeben. Ungeachtet dessen wird auch bei 

Oipl.Ing. Winter weitergeprUft, welche zivilrechtlichen Schritte möglich sind 

und spätestens nach Vorliegen der in KUrze zu erwartenden schriftlichen Urteils­

aUSfertigung im Strafverfahren wird die Klage eingebracht werden. Bezüglich 

der bereits eingeleiteten Schritte gegen Dipl .Ing. Winter wird auf die Beant­
wortung der unter Z. 8 gestellten Frage verwiesen. 

Zu den einzelnen Punkten der Anfrage wird weiters au~gefUhrt: 

Zul.-4.,7.: 

• 

Der Inhalt des Gutachtens des gerichtlichen Sachverständigen Dr. Willy O.Wegenstein 

ist mir nicht bekannt. Bekannt ist mir lediglich der Nachtrag zum Tätigkeits­

bericht des Rechnungshofes fUt das Venvaltungsjahr 1980. Ich kann hiezu mitte; leT., 

daß als Ergebnis der laufenden Beratungen der von mir eingesetzten Arbeitsgruppe 

sich die Allgemeines Krankenhaus ~~ien, Planungs- und Errichtungs-Ges.m.b.H., als 
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"ver1 ängerter- At'm" i hrer Ges('~ 11 scha Her dem Strafverfahren im Zusammenhang 

mit dem Teilauftrag fUr eine umfassende Betriebsorganisationsplanung, das 

sich noch im Stadium der Vorerhebung befindet, angeschlossen hat, wodurch 

sich fUr sie die Möglichkeit der Akteneinsicht, damit auch der Einsicht in 
das env~ihnte Gutach cen, eröffnet. 

\~enn di ein iIlei ney' vorar.gegantjenen AnfragebeantltJOrtung en'lähn ten Gutach ten, 

die im Zusammenhang mit dem Auftrag fUr die Betriebsorganisationsplanung 

eingeholt v/orden sind, als "Privatgutachten" abquaiHiziert \'Ierden, ist dem 

entgegenzuhalten. daß es sich um Gutachten gerichtlich beeideter Sachver­

ständiger handelt. Aus der vorliegenden Anfrage ergeben sich auch keine An­

ha1tspunkV.~ dafUr, daßdie Gut,.lchten sachlich nicht richtig 'Hären. Es sind 

seitens der Allgemeines Krankenhdus Wien Planungs- und Erricntungs- Ges.m.b.H. 

bisher keinerlei Umstände bekannt gegeben worden, die die Geltendmachung 

zivilrechtlicher AnsprUche rec~tfertigen wUrden. Ob neue Umstände hervortreten, 

die diesen ~'issensstand,d(=n ich schon in der vorangegangenen Anfragebeant'lwrtung 

dargelegt habe, ändern könnten, h~ngt nicht zuletzt von den weiteren Maßnahmen 

der /\nklagebehbrde ab. Das Py'oblr:~m einer baldigen Verjährung ist, vJie mir be-

richtet wird, derzeit nicht gegeben. 

Zu 5.: 

DUr'ch die Be2nblOrtung dei' Votqdf,gegdr1'jenen Anfr'age Nr. 1429/J und die vor­

stehenden l\usfUhnmgen ist WJhl hinreich~:nd dargetan, daß bei mir keinerlei 

Zögern in der Geltendmachung 'Ion RUckforderunqsanspdkhen vorliegt. Der VOr'l/U"r'f 

der Verzögerung bei der Cel tendmachung v{m PUckfordenHlgsansprüchen muß als 

sachlich unrichtig !urUck iesen werden. Aus der vorliegenden Anfrage ist 

nicht ;~rkennbat, ~'Jr)r'jn ehe n::ihtlichen VorJussetzu11iden Fijr i~ine Amtshaftung 
qegeben sein 5011 ~f?n. 

Zu 6.; 

Dur'eh eh e J\us nachge-

iS2 eine grunds~tzlich ablehnende Haltung 
{~hung 

S trd Di P 1 r procnen2 Verweisung auf 
"ff:;r: Zi'/i 1 
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in meiner Anfragebeantwortung vom 7. Dezember 1981 sowie auf die vor­

stehenden AusfUhrungen zu verweisen. 

Zu 8.: 

Es hat ein Anschluß als Privatbeteiligter in den Strafverfehren gegen 

Oipl.Ing. Winter u.a. und in dem Strafverfahren im Zusammenhang mit dem 

Teilauftrag fUr die Betriebsorganisationsplanung stattgefunden. Forderungen, 

die Dipl.lng. Winter gerichtlich gegen die Allgemeines Krankenhaus Wien 

Planungs- und Errichtungs-Ges.m.b.H. im Zusammenhang mit der gegen ihn aus­

gesprochenen Entlassung geltend gemacht hat, sind von der Gesellschaft be­

stritten worden. Dieses vor dem Handelsgericht Wien gefUhrte Verfahren wurde 

bis zur rechtskräftigen Beendigung des Strafverfahrens unterbrochen. Weiters 

hat die Finanzprokuratur wegen steuerlich~r Forderungen eine Anfechtungsklage 

wegen der von Dipl. log. Winter seiner Gattin geschenkten Liegenschaft in Wien VI., 

Mariahilferstraße, eingebracht. 

Zu 9.: 

Schon in der Beantwortung der f\nfrage Ni. U29/J und in den vorstehenden Aus­

fUhrungen habe ich die Maßnahmen zur PrUfung aller SchadenersatzansprUche 

im Zusammenhang mit dem Neubau des Allgemeinen Krankenhauses \>lien und die bis-I, ..... ,; herigen Ergebnisse dargestellt. OarrClls habe ich schon festgehalten, daß im 
.~ Hinblick auf die sich ständig wandelnden Sachverhalte und die laufenden über-
~:;, 

I prUfungen ein Termin fUr die Geltendmachung zivilrechtlicher Schadenersatz-

ansprUche derzeit nicht genannt werden kann. Schon jetzt muß aber ausgeführt 

werden, daß es keine f\nhaltspunkte gibt, c\uf di(,; sich SchadenersatzansprUche 
gegen Politiker oder Beamte stUtzen kennt,o.n; auch aus der vorli2'Jenden Anfrage 

ist solches nicht erkennbar. 
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